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Werkswohnung: Musterbetriebsvereinbarung zur Vergabe von Werkmietwohnungen


Zwischen der (...) AG und dem Betriebsrat der (...) AG wird folgende Betriebsvereinbarung über die Vergabe von Werkmietwohnungen an Mitarbeiter der (...) AG geschlossen:

Präambel
Geschäftsleitung und Betriebsrat sind sich einig, dass über die Bereitstellung von Wohnraum (Werkmietwohnungen) für Mitarbeiter des Unternehmens bei den Arbeitnehmern die Motivation für die Ziele des Unternehmens sowie die Bindung an das Unternehmen gesteigert werden kann. Geschäftsleitung und Betriebsrat erhoffen sich dadurch eine Verbesserung und Stabilisierung des operativen Geschäfts und eine Erhöhung des Geschäftserfolgs.

§ 1 Personenkreis
1. Die Regelung betrifft die Vergabe von Werkmietwohnungen an die durch den Betriebsrat vertretenen Mitarbeiter (...).
2. Antragsberechtigt für eine Werkmietwohnung sind alle Mitarbeiter, die in einem ungekündigten Arbeitsverhältnis stehen und seit mindestens sechs Monaten dem Unternehmen angehören.
3. Der Antrag auf Beschaffung einer Werkmietwohnung kann im Allgemeinen nicht vor Ablauf der Probezeit oder des Lehrverhältnisses gestellt werden.
4. Der Antrag auf Beschaffung einer Werkmietwohnung ist auf besonderem Formular (siehe Anlage) an den Abteilungsleiter, die Personalabteilung oder den Betriebsrat zu stellen. Die Personalabteilung leitet den genehmigten Antrag der Grundstücksverwaltung zu.
5. Es besteht kein allgemeiner Anspruch auf eine Werkswohnung. Der Wohnungsuchende benötigt die Zustimmung des Abteilungsleiters, der Personalabteilung und des Betriebsrats.
6. In Zusammenarbeit von Personalabteilung und Betriebsrat werden aufgrund der vorliegenden Anträge Sozialfälle festgestellt, die bei besonders preisgünstigen Wohnungen berücksichtigt werden sollen. Die Grundstücksverwaltung wird hierüber unterrichtet.
7. Der Betriebsrat erhält jeweils zum Geschäftsjahresabschluss eine Werkmietwohnungsstatistik.


§ 2 Wohnungsvergabe
1. Die Grundstücksverwaltung hält den Betriebsrat aufgrund der vorliegenden Anträge über den Stand der Wohnungsbeschaffung auf dem Laufenden, d.h., mit dem Betriebsrat werden in monatlichem Turnus sämtliche noch nicht erledigten Wohnungsfälle durchgesprochen.
2. Von jeder Wohnungsvergabe wird der Betriebsrat durch Kopie des Wohnungszuteilungsbriefs unterrichtet. Das Recht des Betriebsrats zum Einblick in die entsprechenden Akten bleibt unberührt.

§ 3 Pflichten und Rechte
1. Die Benutzung der Werkmietwohnungen steht ausschließlich den Mietern und den zu ihrem Haushalt zählenden Familienangehörigen zu. Eine Untervermietung ist nicht gestattet.
2. Das Werkwohnungsmietverhältnis wird bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses des Mieters gekündigt. Eine angemessene Frist – die nicht mehr als drei Monate betragen soll – wird zur Räumung der Wohnung gewährt. Pensionäre oder Witwen von früheren Mitarbeitern fallen nicht unter diese Vereinbarung.
3. Die Durchführung von Schönheitsreparaturen wird jeweils im Mietvertrag geregelt. Eine Grundreparatur (Schönheitsreparatur) hat der Mieter je nach Mietvertrag zu Beginn oder bei Beendigung des Mietverhältnisses durchzuführen. Grundsätzlich hat der Mieter die Kosten der Schönheitsreparatur während der Mietzeit zu tragen. Nur in ausgesprochenen Sozialfällen sind Abweichungen von dieser Regelung möglich.

§ 4 Allgemeine Richtlinien
1. Die Wohnungen sollen nach Möglichkeit bei größeren Vermietern (z. B. Wohnungsbaugesellschaften) und im Stadtgebiet von (...) oder in verkehrstechnisch gut zu erreichenden Nachbarorten gemietet werden.
2. Die zwischen den Mietern und der (...) AG abzuschließenden Untermietverträge sind dem Hauptmietvertrag zwischen der (...) AG und dem Hauseigentümer untergeordnet. Untermietvertrag und Hauptmietvertrag stimmen sinngemäß unter Berücksichtigung der Grundsätze für die Überlassung einer Werkmietwohnung überein.
3. Die Rechte aus den zwischen Grundstückseigentümer und der (...) AG abgeschlossenen Mietverträgen müssen bei der (...) AG verbleiben und sollen nicht auf den Wohnungsnutzenden übertragen werden. Die zu vereinbarende Mietdauer soll nicht unter fünf Jahren liegen. Für die Rechte an einer Wohnung – insbesondere für das Belegungsrecht – werden in der Regel von den Vermietern Zahlungen gefordert. Die ... AG übernimmt diese Aufwendungen, die jedoch so bemessen sein sollen, dass sie ihrer Höhe nach nicht den Charakter einer Mietvorauszahlung haben. Das wird immer dann der Fall sein, wenn der vereinbarte Mietzins über den Sätzen des sozialen Wohnungsbaus liegt.

Die oben genannten Aufwendungen für ein Belegungsrecht können auch darin bestehen, dass die (...) AG die Kosten für Modernisierung oder sonstige Instandsetzungen (nicht Schönheitsreparaturen) des Mietobjekts übernimmt. Diese Regelung wird häufig bei Altbauwohnungen zu vereinbaren sein.
4. Schwierigkeiten bei der Vergabe und Nutzung einer Werkmietwohnung werden in Zusammenarbeit zwischen Personalabteilung, Grundstücksverwaltung und Betriebsrat geregelt.

§ 5 Schlussvorschriften
Diese Vereinbarung tritt am (...) in Kraft. Sie kann von beiden Seiten zum Ablauf eines Geschäftsjahrs mit einer Frist von drei Monaten gekündigt werden.
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